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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes überdie Erstreckung 
des Tarifvertragsgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 
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Der Bundesrat hat zu der Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner 95. Sitzung am 7. November 1952 
Stellung genommen und die aus der Anlage 2 ersichtliche Änderung 
vorgeschlagen. 

Die Bundesregierung erhebt gegen den Änderungsvorsdilag des 
Bundesrates keine Bedenken (Anlage 3). 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Erstreckung des Tarifvertragsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Das Tarifvertragsgesetz vom 9. April 1949 
(WiGBl. S. 55), das Gesetz zur Änderung 
des Tarifvertragsgesetzes vom 11. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 19) und die Ver- 
ordnung zur Durchführung des Tarifver- 
tragsgesetzes vom 7. Juni 1949 (WiGBl. 
S. 89) werden auf das Land Baden-Württem- 
berg, soweit es die ehemaligen Länder Baden 
und Württemberg-Hohcnzollern umfaßt, auf 
das Land Rheinland-Pfalz sowie auf den 
bayerischen Kreis Lindau erstreckt. 

S 2 

Das Tarifvertragsgesetz einschließlich sei- 
nes Änderungsgesetzes sowie die Durchfüh- 
rungsvorschriften zum Tarifvertragsgesetz 
gelten auch im Lande Berlin, sobald Berlin 
gemäß Ärtikel 87 Abs. 2 seiner Verfassung 
ihre Anwendung beschlossen hat. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach sei- 
ner Verkündung in Kraft. Zum gleichen 
Zeitpunkt treten folgende Vorschriften außer 
Kraft: 

a) Rheinland-Pfalz: 

Landesgesetz über den Tarifvertrag vom 
24. Februar 1949 (GVBl. S. 82) 


Landesgesetz zur Aufhebung des Lohn- 
stopps vom 13. April 1949 (GVBL S. 142) 
Erste Durchführungsverordnung zum_ Ge- 
setz über den Tarifvertrag vom 23. 
August 1949 (GVBl. S. 509) und Zweite 
Landesverordnung zur Durchführung des 
Landesgesetzes über den Tarifvertrag 
vom 17. Oktober 1950 (GVBl. S. 286). 

b) Baden: 

Landesgesetz über die Aufhebung des 
Lohnstopps vom 23. November 1948 
(GVBL S. 215) 

Landesverordnung über die Registrierung 
von Tarifverträgen (Tarifregisterverord- 
nung) vom 20. Januar 1949 (GVBL S. 72). 

c) Württemberg-Hohe nzollern: 

Gesetz über die Aufhebung des Lohn- 
stopps vom 25. Februar 1949 (Reg.Bl. 
S. 80). 

d) Bayerischer Kreis Lindau: 
Artikel 3 der Rechtsanordnung über die 
Übernahme von im Land Bayern gelten- 
den gesetzlichen Bestimmungen auf dem 
Gebiet des Arbeitsrechts auf den bayeri- 
schen Kreis Lindau vom 13. April 1951 
(Amtsblatt Nr. 17 des bayerischen Kreises 
Lindau vom 28. April 1951). 
Reditsanordnung über die Anwendung 
des Gesetzes zur Änderung des Tarifver- 
tragsgesetzes vom 11. Januar 1952 (Amts- 
blatt Nr. 11 des bayerischen Kreises Lin- 
dau vom 8. März 1952). 
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Begründung 


Durch das Tarifvertragsgesetz vom 9. April 
1949 (WiGBl. S. 55) und die auf Grund des 
§ 10 dieses Gesetzes am 7. Juni 1949 (WiGBl. 
S. 89) erlassene Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Tarifvertragsgesetzes ist das Tarif- 
recht nach dem Jahre 1945 für das „Ver- 
einigte Wirtschaftsgebiet“, d. h. für die bri- 
tische und amerikanische Zone neu geregelt 
worden. Nach Artikel 125 des Bonner 
Grundgesetzes sind das Tarifvertragsgesetz 
und seine Durchführungsverordnung für die 
britische und amerikanische Zone Bundes- 
recht geworden. 

In der französischen Zone sind von Rhein- 
land-Pfalz ein besonderes Landesgesetz über 
den Tarifvertrag vom 24. Februar 1949 
(GVBl. S. 82) und die im § 3 des Entwurfs 
genannten Durchführungsvorschriften erlas- 
sen worden. 

Im ehemaligen Lande Baden enthält lediglich 
der § 3 des Landesgesetzes über die Auf- 
hebung des Lohnstopps vom 23, November 
1948 (GVBl. S. 215) eine Vorschrift über die 
Registrierung von Tarifverträgen. Ergän- 
zende Bestimmungen sind in der Landesver- 
ordnung über die Registrierung von Tarif- 
verträgen (Tarifregisterverordnung) vom 20. 
Januar 1949 (GVBL S. 72) enthalten. Schließ- 
lich wurde für das ehemalige Land Baden 
nodi eine Bekanntmachung betreffend All- 
gemeinverbindlicherklärung von Tarifverträ- 
gen vom 27. Mai 1949 (Mitteilungen der 
Direktion Arbeit im Bacl.Min. der Wirt- 
schaft und Arbeit S. 95) veröffentlicht. 

Im ehemaligen Land Württemberg-Hohen- 
zollern ist in einem Gesetz über die Auf- 
hebung des Lohnstopps vom 25. Februar 1949 
(Reg.Bl. S. 80) ebenfalls eine Vorschrift über 
die Registrierung von Tarifverträgen ent- 
halten, ohne daß es zu dem Erlaß einer be- 
sonderen Tarif register Verordnung gekommen 
wäre. 

Für den bayerischen Kreis Lindau ist durch 
eine Reditsanordnung über die Übernahme 
von im Lande Bayern geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen auf dem Gebiet des Arbeits- 
rechts vom 13. April 1951 (Amtsblatt Nr. 17 
des bayerischen Kreises Lindau vom 28. April 
1951) das Tarifvertragsgesetz des Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebietes nebst seiner Durch- 
führungsverordnung und durch eine ergän- 
zende Rechtsanordnung das Gesetz zur Än- 
derung des Tarifvertragsgesetzes (Amtsblatt 


Nr. 11 des bayerischen Kreises Lindau vom 
8. März 1952) für anwendbar erklärt worden. 

Schon im September 1949 ist von der Ver- 
waltung für Arbeit des Vereinigten Wirt- 
sdiaftsgebietes die Frage erörtert worden, ob 
die Bundesregierung mit Zustimmung der 
Regierungen der beteiligten Länder gemäß 
Artikel 127 des Bonner Grundgesetzes das 
Tarifvertragsgesetz und seine Durchführungs- 
verordnung in der französischen Zone in 
Kraft setzen sollte. Gegen die Einführung 
des Tarifvertragsgesetzes in den Ländern der 
französischen Zone wurden verschiedene Be- 
denken geltend gemacht. Insbesondere woll- 
ten die ehemaligen Länder Baden und Würt- 
temberg-Hohenzollern an ihrer Art der Re- 
gistrierung von Tarifverträgen festhalten, 
die eine stärkere staatliche Einflußnahme auf 
die Tarifgestaltung zuläßt. 

In der Folgezeit wurde es jedoch in immer 
stärkerem Maße als Mangel empfunden, daß 
gerade auf dem Gebiete des Tarifrechts als 
einem der wichtigsten Telle des Arbeitsrechts 
eine bundeseinheitliche Regelung nicht be- 
steht. Vor allem aber haben sich besonders 
in letzter Zeit rechtliche Schwierigkeiten da- 
durch ergeben, daß § 9 des Tarifvertrags- 
gesetzes über die Beseitigung der alten Tarif- 
ordnungen und Lohngestaltungsanordnungen 
bisher auf die französische Zone keine An- 
wendung finden kann. 

Die von den früheren Reichs- und Sonder- 
treuhändern erlassenen Tarifordnungen und 
Lohngestaltungsanordnungen sind mit der 
Aufhebung des Gesetzes zur Ordnung der 
Nationalen Arbeit und des Gesetzes zur Ord- 
nung der Arbeit in Öffentlichen Verwaltun- 
gen und Betrieben nicht ebenfalls als auf- 
gehoben, sondern als weitergeltend behan- 
delt worden. Nach § 9 des Tarifvertrags- 
gesetzes treten diese alten Tariforcinungen 
und Lohngestaltungsanordnungen mit dem 
Wirksamwxrden eines Tarifvertrages außer 
Kraft mit Ausnahme der Bestimmungen, die 
durch den Tarifvertrag nicht geregelt worden 
sind. Außerdem kann der Bundesminister 
für Arbeit diese alten Tarifordnungen und 
Lohngestaltungsanordnungen ausdrücklich 
aufheben. 

Eine ähnliche Vorschrift findet sicli in § 5 
des in Rheinland-Pfalz geltenden Landesge- 
setzes über den Tarifvertrag. Auf Grund 
dieser Vorschrift kann der Arbeitsminister 
dieses Landes jedoch nur die Tarifordnun- 
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gen und Lohngestaltungsanordnungen auf- 
heben, die für das Gebiet des jetzigen Lan- 
des Rheinland-Pfalz ergangen sind; nicht da- 
gegen solche, die für das gesamte frühere 
Reichsgebiet erlassen worden sind und auch 
in Rheinland-Pfalz gelten. In den anderen 
Ländern der französischen Zone fehlt es an 
einer ähnlichen Vorschrift, wie sie in § 5 des 
T arif Vertragsgesetzes von Rheinland-Pfalz 
enthalten ist, so daß dort weder die Auf- 
hebung von Tarifordnungen und Lohngestal- 
tungsanordnungen, die für das gesamte frü- 
here Reichsgebiet erlassen worden sind, noch 
die der bezirklichen Tarifordnungen und 
Lohngestaltungsanordnungen möglich ist. 
Eine Ausnahme macht lediglich der bayerische 
Kreis Lindau, in dem nach den oben ange- 
führten Rechtsanordnungen gemäß § 9 des 
Tarifvertragsgesetzes für das Vereinigte 
Wirtschaftsgebiet verfahren werden kann. 

Eine Beseitigung der Tarifordnungen und 
Lohngestaltungsanordnungen durch neue 
Tarifverträge, ähnlich wie es in § 9 des Tarif- 
vertragsgesetzes für das Vereinigte Wirt- 
schaftsgebiet vorgesehen ist, ist in den Län- 
dern der französischen Zone, mit Ausnahme 
des bayerischen Kreises Lindau, bisher eben- 
falls nicht möglidi. Der § 5 des Tarifvertrags- 
gesetzes von Rheinland-Pfalz räumt zwar den 
Parteien eines neuen Tarifvertrages ein Auf- 
hebungsrecht gegenüber den alten Tariford- 
nungen und Lohngestaltungsanordnungen 
ein. Die Fassung dieser Vorschrift ist jedoch 
wesentlich enger als § 9 des Tarifvertrags- 
gesetzes für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet 
und reicht nach herrschender Auffassung 
nicht dazu aus, um die alten Tarifordnungen 
und Lohngestaltungsanordnungen formell 
aufzuheben. In den übrigen ehemaligen Län- 
dern der französischen Zone fehlt es an einer 
ähnlichen Vorschrift wie in § 9 des Tarif- 
vertragsgesetzes für das Vereinigte Wirt- 
schaftsgebiet überhaupt. Danach ist es bisher 
In der französischen Zone (mit Ausnahme des 
bayerischen Kreises Lindau) nicht möglich, 
die alten Tarifordnungen und Lohngestal- 
tungsanordnungen zu beseitigen oder durch 
neue tarifvertragliche Vereinbarungen zu er- 
setzen. Dieser Umstand nötigt dazu, schnell- 
stens eine Ausdehnung des Tarifvertrags- 
gesetzes vom 9. April 1949 auf das gesamte 
Bundesgebiet herbeizuführen. Eine Ausdeh- 
nung des § 9 allein würde zwar die oben 
dargelegten rechtlichen Schwierigkeiten besei- 
tigen, jedoch dem Bedürfnis nach einer bun- 
deselnheltllchen tarifrechtlichen Regelung 
nicht gerecht werden. 


Die Notwendigkeit der Erstreckung wird 
außerdem besonders augenscheinlich, wenn 
ein Bundestarifvertrag für allgemeinverbind- 
lich erklärt werden soll. Für das ehemalige 
Vereinigte Wirtschaftsgebiet muß ein Tarif- 
ausschuß beim Bundesminister für Arbeit mit 
der Angelegenheit befaßt und die Allgemein- 
verbindlicherklärung vom Bundesminister 
für Arbeit ausgesprochen werden. Diese All- 
gemeinverbindlicherklärung wirkt entspre- 
diend dem Geltungsbereich des Tarifvertrags- 
gesetzes vom 9. April 1949 aber nur für das 
ehemalige Vereinigte Wirtschaftsgebiet. Soll 
der Bundestarifvertrag auch ln Rheinland- 
Pfalz für die Außenseiter gelten, dann muß 
er dort besonders nach Prüfung der Voraus- 
setzungen des § 6 des Tarifvertragsgesetzes 
von Rheinland-Pfalz vom Arbeitsminister des 
Landes für allgemeinverbindlich erklärt wer- 
den. Im ehemaligen Lande Baden wäre es er- 
forderlich, daß der Bundestarifvertrag nach 
Artikel 38 Abs. 3 der Badischen Verfassung 
von der Landesregierung oder der von dieser 
beauftragten Stelle für allgemeinverbindlich 
erklärt wird. Für das ehemalige Land Würt- 
temberg-Hohenzollern fehlt es schließlich an 
jeder Möglichkeit, dem Bundestarifvertrag die 
Wirkung der Allgemeinverbindlicherklärung 
zu geben. Hinsichtlich des bayerischen Krei- 
ses Lindau würde nach der Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit 
und soziale Fürsorge vom 12. März 1952 
über die Allgemeinverbindlicherklärung von 
Tarifverträgen und die Festsetzung von Min- 
destarbeitsbedingungen zu verfahren sein. 
Aus diesem Beispiel ergibt sich deutlich, die 
bestehende Rechtszersplitterung und die Not- 
wendigkeit der Schaffung einheitlicher 
Rechtsvorschriften für das gesamte Bundes- 
gebiet. Zu den Vorschriften des Entwurfs Ist 
im einzelnen folgendes zu sagen: 

Zu § 1: 

Durch § 1 wird das Tarifvertragsgesetz nebst 
seiner Durchführungsverordnung sowie das 
Gesetz zur Änderung des Tarifvertragsgeset- 
zes auf die französische Zone erstreckt. 

Die ehemaligen Länder Baden und Württem- 
berg-Hohenzollern sind inzwischen in dem 
neuen Land Baden-Württemberg aufgegan- 
gen. Die Erstreckung kann jedoch nur für die 
Teile des neuen Landes vorgenommen wer- 
den, die zur französischen Zone gehören, 
nicht dagegen für die Landesteile, die durch 
ihre Zugehörigkeit zur amerikanischen Zone 
jetzt schon unter den Geltungsbereich des 
Tarifvertragsgesetzes fallen. 
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Bel dem Änderungsgesetz zum Tarifvertrags- 
gesetz handelt es sich um ein Bundesgesetz, 
durch welches die Voraussetzungen für die 
Allgemeinverblndlicherkrärung von Tarifver- 
trägen erweitert worden sind und durch des- 
sen § 10 a der Begriff der Spitzenorganisatio- 
nen im Sinne der §§ 5 und 10 des Tarifver- 
tragsgesetzes definiert wird. 

Für den bayerischen Kreis Lindau ist das 
Tarifvertragsgesetz vom 9. April 1949 nebst 
seiner Durchführungsverordnung durch 
Artikel 3 der oben erwähnten Rechtsanord- 
nung vom 13. April 1951 sowie das Gesetz 
zur Änderung des Tarifvertragsgesetzes durch 
eine ergänzende Rechtsanordnung (Amtsblatt 
Nr. 11 des bayerischen Kreises Lindau vom 
8. März 1952) für anwendbar erklärt wor- 
den. Dadurch wird jedoch nicht die formelle 
Erstreckung der in § 1 dieses Gesetzentwurfs 
genannten arbeitsrechtlichen Vorschriften 
auf den bayerischen Kreis Lindau entbehrlidi. 

Zu § 2: 

Der § 2 gibt die Möglichkeit, den Geltungs- 
bereich des Tarifvertragsgesetzes und seiner 
Durchführungsverordnung auch auf Berlin 
auszudehnen, sobald dies für das Land Berlin 
beschlossen wird. In Berlin (westliche Sek- 
toren) gilt das Tarifvertragsgesetz für Groß- 
Berlin vom 12. September 1950 (GVBl. 
S. 417) und eine dazu erlassene Durchfüh- 
rungsverordnung vom 5. Oktober 1950 
(VOBl. S. 469). Diese Vorschriften müssen 
außer Kraft treten, wenn es zu einer Er- 
streckung des Bundestarifvertragsgesetzes auf 
Berlin kommt. 

Zu § 3: 

Durch § 3 werden die in der französischen 
Zone bisher geltenden tarifrechtlichen Vor- 
schriften im einzelnen außer Kraft gesetzt. 
Dabei werden auch der § 3 des Landesgeset- 


zes über die Aufhebung des Lohnstopps im 
ehemaligen Land Baden und der § 3 des Lan- 
desgesetzes über die Aufhebung des Lohn- 
stopps im ehemaligen Land Württemberg- 
Hohenzollern, weldie die Registrierung von 
Tarifverträgen in den genannten ehemaligen 
Ländern regeln, aufgehoben. Im Interesse 
einer rechtlichen Bereinigung werden darüber 
hinaus alle ln Rheinland-Pfalz und in den 
ehemaligen Ländern Baden und Württem- 
berg-Hohenzollern bestehenden landesrecht- 
lichen Vorschriften über die Aufhebung des 
Lohnstopps formell außer Kraft gesetzt. 

Artikel 3 der Rechtsanordnung des baye- 
rischen Kreises Lindau sowie die außerdem 
aufgeführte ergänzende Rechtsanordnung 
bedürfen der Aufhebung, nachdem das Tarif- 
vertragsgesetz vom 9. April 1949 nebst sei- 
ner Durchführungsverordnung sowie das Ge- 
setz zur Änderung des Tarifvertragsgesetzes 
durch § 1 des vorliegenden Gesetzentwurfs 
auf den bayerischen Kreis Lindau erstreckt 
werden. 

Die Aufhebung in § 3 beschränkt sich auf 
gesetzliche Vorsdiriften. Mit diesen verlieren 
z. B. aber auch die Bekanntmachung zur 
Übersendung von Tarifvertragsabschriften 
in Rheinland-Pfalz vom 23. März 1950 
(Min. Bl. S. 223) und die Bekanntmachung 
betreffend Allgemeinverbindlicherklärung 
von Tarifverträgen für Baden vom 27. Mai 
1949 (Mitteilungen der Direktion Arbeit im 
Badischen Ministerium der Wirtschaft und 
Arbeit S. 95) ihre Geltung. 

Besondere Schwierigkeiten aus dem Über- 
gang vom alten zum neuen Recht dürften 
sich nicht ergeben. Notfalls könnten sie durch 
eine neue Durchführungsverordnung zum 
Tarifvertragsgesetz nach seiner Erstreckung 
bereinigt werden, ohne daß es jetzt einer be- 
sonderen Ermächtigung zum Erlaß von 
Übergangsregelungen für den Bundesmini- 
ster für Arbeit bedürfte. 
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BUNDESRAT 


Anlage 2 


Änderungsvorschlag 

zu dem Entwurf eines Gesetzes über die Erstreckung des Tarifvertragsgesetzes 


§ 2 wird gestrichen. 

Begründung : 

In Berlin gilt das Berliner Tarifvertrags- 
gesetz vom 12. September 1950, das zwar 
grundsätzlich mit dem Tarifvertragsgesetz 
des Bundes übereinstimmt, jedoch in zwei 
wesentlichen Punkten Unterschiede aufweist. 
Erstens sind im Berliner Gesetz als Tarif- 
vertragsparteien nur unabhängige Gewerk- 
schaften anerkannt und zweitens werden 
Einsprüche gegen die Nichteintragung in das 
Tarifvertragsregister durch die Arbeits- 
gerichte im Beschluß verfahren entschieden. 
Diese beiden von der bundesgesetzlichen Be- 
stimmung abweichenden Regelungen sind auf 
Grund der exponierten politischen Lage Ber- 


lins erforderlich und bedingen, daß diese 
Sonderregelung in Berlin solange in Anwen- 
dung bleibt, bis die politische und wirtschaft- 
liche Situation in Berlin soweit der des Bun- 
desgebietes angeglichen ist, daß die bundes- 
gesetzliche Regelung auf diesem Gebiet ohne 
politische Nachteile in Berlin übernommen 
werden kann. 

Da nach dem Erlaß des Dritten Überleitungs- 
gesetzes gemäß § 13 Absatz 1 dieses Gesetzes 
jedes Bundesgesetz in Berlin innerhalb eines 
Monats übernommen werden muß, kann die 
Nichtanwendung des Tarifvertragsgesetzes 
des Bundes auf Berlin nur durch Streichung 
des § 2 sichergestellt werden. Selbst der Be- 
zug auf Artikel 87 Absatz 2 der Berliner Ver- 
fassung ändert an dieser Verpflichtung des 
Dritten Überleitungsgesetzes nichts. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes über die 
Erstreckung des Tarifvertragsgesetzes 


Gegen den Änderungsvorschlag des Bundes- 
rates (Streichung des § 2 des Entwurfs — 
Berlin-Klausel — ) werden Bedenken nicht er- 
hoben. 

Begründung: 

Nach dem in Berlin geltenden Tarifvertrags- 
gesetz vom 12. September 1950 (GVBl. 
S. 417) und einer dazu erlassenen Durchfüh- 
rungsverordnung vom 5. Oktober 1950 
(VOBl. S. 469) bestehen bezüglidi der Anfor- 
derung an den Begriff der Gewerkschaft und 
in der Frage der Entscheidung über die Tarif- 
fähigkeit Besonderheiten, auf die Berlin zur 
Zeit nicht verzichten kann. Deshalb war in 
dem Entwurf des Erstreckungsgesetzes nach 
Besprechungen mit Vertretern des Landes 
Berlin nicht die neue Berlin-Klausel nach 
§13 des Gesetzes über die Stellung des Lan- 
des Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (BGBl. I S. 1), sondern die alte Berlin- 
Klausel, die auf Artikel 87 Abs. 2 der Ber- 
liner Verfassung verweist und keine Fristen 
für das automatische Inkrafttreten des Bun- 


desrechts in Berlin enthält, aufgenommen 
worden. 

Berlin hat sich später jedoch auf den Stand- 
punkt gestellt, daß jede Berlin-Klausel in 
einem Bundesgesetz — gleichgültig, ob in der 
alten oder in der neuen Fassung — , Berlin 
zur Übernahme des betreffenden Bundesrechts 
zwingen würde. Mit Rücksicht auf diese von 
Berlin neuerdings vertretene Rechtsauffas- 
sung werden Bedenken gegen den Ände- 
rungsvorschlag des Bundesrates auf Streichung 
der Berlin-Klausel nicht erhoben. Es kann 
dahingestellt bleiben, ob der von Berlin ver- 
tretenen Rechtsauffassung zuzustimmen ist. 
Wegen des in Berlin schon bestehenden Ta- 
rifvertragsgesetzes mit den oben angeführten 
Besonderheiten wird das Erstreckungsgesetz 
für Berlin in nächster Zeit sowieso keine 
praktische Bedeutung haben. Außerdem soll 
jede Verzögerung in der Verabschiedung des 
Erstreckungsgesetzes, die sich aus einer Dis- 
kussion über die Berlin-Klausel ergeben 
könnte, mit Rücksicht auf die so dringend 
notwendige einheitliche Regelung des Tarif- 
vertragswesens im Bundesgebiet vermieden 
werden. 


7 



